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stiegenen Akzeptanz ihrer rassistischen
Lösungsvorschläge.Fortan wollte die NPD
unter der Parole »Sozial geht nur national«
an diesen Erfolg anschließen.

Im Rahmen einer Inhaltsanalyse von
Artikeln aus der Parteizeitung Deutsche
Stimme (DS) der Jahrgänge 1998 bis 2010
habe ich die sozial- und wirtschaftspoliti-
schen Positionen analysiert.

Beim Blick in die Parteiprogramme der
NPD fällt zunächst das Bekenntnis zum
»freien Unternehmertum« auf. Im neuen,
seit 2010 gültigen Parteiprogramm »Ar-
beit. Familie. Vaterland«, im den sich um-
fangreicher als zuvor zur Wirtschaftsord-
nung und Sozialpolitik geäußert wird,
heißt es: »Die NPD bekennt sich zu einem
freien, aber sozial verpflichteten Unterneh-
mertum als Eckpfeiler einer solidarischen
Wirtschaftsordnung.« Heimische und mit-
telständische Unternehmen seien vor »glo-
bal agierenden Großkonzernen« zu schüt-
zen sowie die »überwiegend mittelstän-
dische Struktur unserer Volkswirtschaft zu
stärken«. Zugleich beklagt die NPD, dass
große Teile der »Wirtschaftseliten« sich
ihrer nationalistischen Verpflichtung ent-
ziehen würden. Während diese von Ak-
tienboom und steigenden Gewinnen pro-
fitierten, ginge »der kleine Mann« leer aus.
Dieses moralische Fehlverhalten sei auch
auf das »ordnungspolitische Vakuum« der
Bundesrepublik zurückzuführen, das den
»Raubtierkapitalismus der Gegenwart he-
raufgezüchtet« habe (Arne Schimmer). In
einer »moralisch intakten Gesellschaft«
fühle sich der Unternehmer für seine An-
gestellten und sein soziales Umfeld ver-
antwortlich. Da er aber auch unter dem

In Deutschland hat sich, anders als in
den westeuropäischen Nachbarländern,

keine rechtspopulistische Partei etablieren
können. Die erfolgreichste Partei der ex-
tremen Rechten ist die NPD, die sich völ-
kisch-nationalistisch argumentierend als
»radikale Alternative« zum Bestehenden
inszeniert und sich dabei immer wieder
positiv auf den historischen Nationalso-
zialismus bezieht.

Doch die vergangenheitsorientierten
Themen sind besonders im Wahlkampf
von sozial- und wirtschaftspolitischen For-
derungen verdrängt worden. »Die soziale
Frage ist das politische Schlachtfeld, auf
dem sich die Zukunft der nationalen Op-
position und damit des deutschen Volkes
entscheidet«, glaubt Jürgen Gansel, einer
der einflussreichsten Vordenker der Partei,
und zeichnet damit den Kurs vor, den die
NPD-Politik einschlagen soll. Der Histori-
ker gehörte 2004 zu den ersten NPD-Mit-
gliedern, die nach 40 Jahren parlamentari-
scher Abwesenheit wieder für die NPD in
einen deutschen Landtag gewählt wurden.
Die sächsische NPD hatte unter der Parole
»Quittung für Hartz IV« 9,2 % der Wäh-
lerstimmen auf sich vereinen können. Sie
profitierte von der verbreiteten Unzufrie-
denheit über die als »Agenda 2010« be-
zeichnete Arbeitsmarktreform und der ge-
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»Zwang der Märkte« agieren müsse, sei
eine staatliche Ordnungspolitik notwen-
dig. Dem Staat komme die Aufgabe zu, die
zahlreichen Mängel »marktwirtschaftlicher
Ordnungen« zu mildern. Das Bekenntnis
zum freien Unternehmertum wird mit der
Forderung der Führung der Volkswirt-
schaft durch den Nationalstaat verbunden.
Das Privateigentum wird hingegen nicht
in Frage gestellt.

Grundsätzlich unterscheidet die NPD
zwischen zwei Typen von Unternehmern.
Dem schaffenden, deutschen Unternehmer
stellt sie den global tätigen Kapitalisten
gegenüber, der »der personifizierte Anti-
nationalist, der überall und nirgends zu
Hause ist und weder Vaterland noch natio-
nale Solidarität kennt« (Gansel).

Andere von der NPD verwendete Be-
griffe wie »Globalisierer«, »Hochfinanz«,
»Geldmächte«, »Plutokraten« oder »Wall-
street-Strategen« verweisen noch deutli-
cher auf das sprachliche Arsenal des mo-
dernen Antisemitismus, der sich, aufbauend
auf dem vormodernen, religiös begrün-
deten Judenhass, zu einem umfassenden
Modell der Welterklärung entwickelte und
die Juden sowohl als Verursacher und Pro-
fiteure wie heimliche Lenker des Kapita-
lismus identifizierte. Nicht immer bemü-
hen sich NPD-Autoren ihren Antisemitis-
mus zu codieren. Das DS-Redaktionsmit-
glied Thoralf Trenkmann schrieb 2004 in
einem Artikel, »die Schlüsselstellung von
Juden in den privaten und staatlichen
Machtzentralen des Weltkapitalismus« sei
eine »schlichte Wahrheit«. Jürgen Gan-
sel definiert die als existenzielle Bedro-
hung des Nationalstaates und des »deut-
schen Volkes« wahrgenommene »Globali-
sierung« als das »planetarische Ausgreifen
der kapitalistischen Wirtschaftsweise un-
ter Führung des Großen Geldes«: »Dieses
hat, obwohl seinem Wesen nach jüdisch-
nomadisch und ortslos, seinen politisch-
militärisch beschirmten Standort vor al-
lem an der Ostküste der USA.« Die an-
tisemitische Personalisierung verbindet

sich mit dem Feindbild USA, die als Stütz-
punkt der »Hintergrundmächte« bezeich-
net werden und als »Anti-Nation« das
Gegenprinzip zum angestrebten völkisch-
homogenen Nationalstaat verkörpern sol-
len.

Auch für die NPD ist die bereits von
den historischen faschistischen Bewegun-
gen behauptete Trennung eines »schaffen-
den Industriekapitals« und eines »raffen-
den Finanzkapitals« zentral (vgl. Joachim
Bons: Nationalsozialismus und Arbeiter-
frage, 1995), wobei letzteres als dem »deut-
schen Volk« feindselige Macht verstanden
und mit den Juden personalisiert wird. Die-
ser falschen Aufspaltung folgt ein spezi-
fischer Ausbeutungsbegriff. Ausbeutung
finde nicht in der Sphäre der Produktion
durch die Aneignung des Mehrwerts durch
den Kapitaleigentümer statt, sondern in
der Zirkulationssphäre des Kapitals, das
heißt im (Welt-)Handel oder im Kredit.
Deshalb seien auch nicht in erster Linie
Lohnabhängige von Ausbeutung durch Un-
ternehmer betroffen, sondern beide Grup-
pen seien gleichermaßen dem »Finanz-
kapital« ausgeliefert. Beide seien Opfer ei-
ner ihnen fremden und feindseligen Macht.
Letztlich hindere der Druck des »Finanz-
kapitals« das »schaffende Kapital« daran,
seiner Funktion, Wohlstand für die ge-
samte Volkswirtschaft zu generieren, ge-
recht zu werden.An diesen Gedankengang
schließt sich ein spezifisches Verständnis
von Arbeit an. Sowohl Lohnarbeit als auch
Unternehmenstätigkeit gelten als »schaf-
fende Arbeit«, der das »mühelose Einkom-
men«, das sich aus Renditen und Zinsen
speise, gegenüber gestellt wird. Die Kritik
der NPD lässt zentrale Merkmale kapita-
listischer Produktionsweise wie Privat-
eigentum, freies Unternehmertum, Lohn-
arbeit und den Markt als zentrale Instanz
des Warentausches unberücksichtigt.

In den Jahren unter dem Bundesvor-
sitzenden Udo Voigt hat die NPD ihr so-
zial- und wirtschaftspolitisches Profil ste-
tig erweitert. Soziale Einschnitte lehnt die
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NPD ab und wirbt mit dem Umbau des
Sozialstaates nach völkisch-rassistischen
Kriterien: »Deutschen« wird versprochen,
auch in Zukunft an den schwindenden
materiellen und sozialen Ressourcen teil-
haben zu können – und zwar auf Kosten
der Nicht-Deutschen. Der »volksgemein-
schaftlich organisierte« (Gansel) Sozial-
staat zeichne sich durch die »Ethnisierung
des Sozialen (wir Deutschen oder die Frem-
den)« aus. Der zentrale von der NPD ver-
wendete Terminus, der die sozialpolitische
»Inklusionsverheißung« (Frank Bajohr/
Michael Wildt) benennt, ist »Volksgemein-
schaft«. Der Begriff, von der Partei durch-
aus mit Verweis auf das NS-Regime ver-
wandt, verweist darauf, dass weder ein
Gleichheitsversprechen formuliert wird,
noch dass alle im Staat lebenden Men-
schen Teil dieser Gemeinschaft werden
können. Die soziale Sicherheit der »Deut-
schen« beruht vielmehr auf der Ausgren-
zung und Entrechtung der Nicht-Deut-
schen und »Volksfeinde«. Ihnen wird we-
der ein Anspruch auf Sozialleistungen noch
ein Existenzrecht zugestanden.

Die von der NPD angestrebte »Volks-

gemeinschaft« erfordert zugleich die Un-
terordnung des Einzelnen unter die Inte-
ressen des Staates. Sollten diese es erfor-
dern, dass weniger Ressourcen für die so-
ziale Sicherheit verfügbar sind oder sollte
das Lohnniveau sinken, so ist dies wider-
spruchslos zu akzeptieren: »Das Verspre-
chen ist nicht einfach steigender Wohl-
stand für alle Deutschen. Es ist nicht ein-
mal so, ›daß keiner mehr auf Hartz IV-
Niveau leben muß‹. Vielleicht müssen
zeitweise sogar noch mehr Deutsche auf
niedrigerem Einkommensniveau leben«,
prognostizierte die Publizistin Angelika
Willig in einem Beitrag in der DS.

Die Kapitalismuskritik der NPD fußt
auf antisemitischen Vorstellungen und
präsentiert rassistische »Lösungen« für so-
ziale Missstände. Die Ablehnung von Ein-
schnitten bei den Sozialleistungen nutzt
die NPD als populistische Forderung im
Wahlkampf. Doch der »Sozialstaat« der
NPD stellt nicht nur ein rassistisches Apart-
heidregime dar, sondern bedeutet auch
einen Rückschritt hinter den Stand der so-
zialen Leistungen nach den Reformen der
»Agenda 2010«. ■
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Sicher, der Kapitalismus hat viele häss-
liche Gesichter, von dem Elend, das

schon Karl Marx in seiner Kritik an dieser
Wirtschaftsordnung beschrieb, bis hin zu
der Armut, Ausgrenzung und Massenar-
beitslosigkeit in unserer heutigen Gesell-
schaft. Doch diese Probleme sind nicht
zwingender Bestandteil des Kapitalismus.
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